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 4.1 Stadt Nierstein, Bebauungsplan Am Fäulingsbrunnen-Süd, Ermittlung der 

Schalleinwirkungen in der Planungsfläche und in der Nachbarschaft, Gutachten 
2246cG/15, Richard Möbus, Wiesbaden, 06.05.2022 

 4.2 Gemeinde Nierstein. Bebauungsplan „Am Fäulingsbrunnen-Süd, 1. Änderung“ 
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BEGRÜNDUNG ZUM BEBAUUNGSPLAN 

Mit der Aufstellung des rechtskräftigen Bebauungsplans AM FÄULINGSBRUNNEN-SÜD 
im Jahr 2016 wurde eine langjährige innerörtliche Brachfläche in NIERSTEIN städtebau-
lich geordnet. Im östlichen Bereich wurde mit einem mittlerweile realisierten Parkplatz für 
Busse und PKW der für das Schul- und Sportplatzgelände benötigte Stellplatz-Bedarf ge-
deckt, während die übrigen Flächen innerhalb des Geltungsbereichs als ALLGEMEINES 
WOHNGEBIET (WA) ausgewiesen wurden. Die Flächen des WA werden durch eine 
mittig verlaufende verkehrsberuhigte Privatstraße erschlossen. Die Festsetzungen er-
möglichen die Errichtung von zweigeschossigen Einfamilien- und Doppelhäusern.  
 
Abweichend davon will die Gemeinde mit der 1. Änderung des Bebauungsplans im west-
lichen Teil nun Planungsrecht für Mehrfamilienhäuser und ein privates Parkdeck schaf-
fen, um auf dieser innerstädtischen Fläche verdichtete Wohnformen zu ermöglichen. 
Hierfür werden die Festsetzungen, insbesondere in Bezug auf das Maß der baulichen 
Nutzung, angepasst. Ein Teil des WA wird in eine VERKEHRSFLÄCHE MIT BESONDE-
RER ZWECKBESTIMMUNG umgewidmet, damit hier ein Parkhaus errichtet werden 
kann, welches den Stellplatzbedarf der Mehrfamilienhäuser deckt. Die verkehrsberuhigte 
Erschließungsstraße führt nun nicht mehr von der Daubhausstraße bis durch zur Ross-
bergstraße, sondern dient lediglich der Erschließung des Parkhauses von der Daubhaus-
straße aus und endet vor einem Platz im ersten Drittel der Fläche. Vom Platz aus führt 
ein Erschließungsweg bis zur Rossbergstraße. 
 
Da sich die Änderung des Bebauungsplans im Innenbereich befindet, der Wiedernutzbar-
machung von Flächen sowie der Nachverdichtung dient und unter dem Schwellenwert 
von 20.000 m² Fläche liegt, handelt es sich um einen sogenannten BEBAUUNGSPLAN 
DER INNENENTWICKLUNG nach § 13a BauGB, der im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a Abs. 2 aufgestellt wird. Aus diesem Grund wird von einer frühzeitigen Unterrichtung 
und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 sowie von der Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4 sowie von dem Umweltbericht nach § 2a abgesehen. 
 

1.1 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH, GRÖẞE + TOPOGRAFIE 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes beinhaltet folgende Flächen: 

Flur 15 

Flurstücke Nr.: 144/8 

Das Plangebiet umfasst eine Größe von ca. 0,75 ha. 

Das Gebiet erstreckt sich auf einer Höhe von ca. 102 m üNN im Norden und 102,7 
m üNN im Nordwesten und fällt auf 105 m üNN im Süden ab. 

Die heutige Geländeoberfläche ist durch Auffüllung ehemaliger Tongruben entstan-
den. Sie dürfte sich in etwa am ursprünglichen Gelände orientieren, das wie der um-
gebende Siedlungsbestand zeigt, etwas in westliche Richtung zum Roßberg hin an-
steigt.  
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1.2 PLANUNGSGRUNDLAGEN 

1.2.1 Regionaler Raumordnungsplan RHEINHESSEN-NAHE 2014, 
zweite Teilfortschreibung 

Der RROP RHEINHESSEN-NAHE 2014, zweite Teilfortschreibung enthält folgende 
Vorgaben für die Verbandsgemeinde RHEIN-SELZ und die Stadt NIERSTEIN:  

Der nördliche Bereich der VG RHEIN-SELZ liegt in der Verdichtungsrandzone zwi-
schen den Verdichtungsräumen RHEIN-MAIN im Norden (15 km zum Oberzentrum 
und zur Landeshauptstadt MAINZ) und RHEIN-NECKAR im Süden (25 km zum Mit-
telzentrum WORMS mit der Teilfunktion eines Oberzentrums). Der RROP RHEIN-
HESSEN-NAHE weist NIERSTEIN als Mittelzentrum im Ergänzungsnetz mit den be-
sonderen Funktionen WOHNEN und GEWERBE aus. Dies bedeutet, dass die Ge-
meinde Nierstein über ihre Eigenentwicklung hinaus verstärkt Wohn- und Gewerbe-
flächen ausweisen soll 

 

 

Auf der Karte des RROP RHEINHESSEN-NAHE 2014, zweite Teilfortschreibung ist 
die Fläche der 1. Änderung des Bebauungsplanes AM FÄULINGSBRUNNEN-SÜD 
als SIEDLUNGSFLÄCHE WOHNEN ausgewiesen. Demnach ist die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes an die Ziele des RROP RHEINHESSEN NAHE 2014, zweite 
Teilfortschreibung angepasst. 

Wirksamer Regionaler Raumordnungsplan Rheinhessen-Nahe 2014, zweite 
Teilfortschreibung 
Ausschnitt ohne Maßstab 
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1.2.2  Flächennutzungsplan 2030 

 

Der wirksame Flächennutzungsplan 2030 stellt die Flächen der 1. Änderung des Be-
bauungsplanes AM FÄULINGSBRUNNEN-SÜD als Wohnbaufläche Bestand dar. 
Damit entsprechen die Festsetzungen der 1. Änderung des Bebauungsplans dem 
Inhalt des Flächennutzungsplans. 

1.2.3 Gestaltungs- und Erhaltungssatzung  

An die östliche Grenze des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes AM FÄU-
LINGSBRUNNEN-SÜD schließt sich mit dem GESTALTBEREICH 3 der Geltungs-
bereich der „Gestaltungs- und Erhaltungssatzung der Gemeinde Nierstein, 
26.03.1998“ an. 

Mit der Bushaltestelle östlich des Geltungsbereichs der 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes AM FÄULINGSBRUNNEN-SÜD besteht jedoch eine klare städtebauli-
che Zäsur. Somit ist bezogen auf Gestaltungsvorschriften eine Anpassung der im 
Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung geplanten Bebauung an die Gestal-
tungssatzung städtebaulich nicht erforderlich. 

 

Wirksamer Flächennutzungsplan, Ausschnitt ohne Maßstab 
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1.3 UMGEBUNG + FLÄCHENNUTZUNG 

Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplans AM FÄULINGSBRUN-
NEN-SÜD liegt innerhalb der Stadt Nierstein und ist entsprechend von Bebauung 
umgeben. Diese besteht im Westen, Süden und Osten aus bis zu zweigeschossigen 
Ein- und Mehrfamilienhäusern. Unmittelbar im Osten schließt sich ein dem Schul- 
und Sportgelände zugeordnetem Parkplatz für Busse und PKW an. Außerdem ver-
läuft unmittelbar südlich der Daubhausstraße die B 420. Nördlich der Roßbergstraße 
befindet sich das Gelände der Realschule.  

Die Flächen des Änderungsbereichs liegen derzeit brach und werden sporadisch als 
Abstellfläche genutzt. 

Bis Anfang des 20. Jahrhunderts wurde in großen Teilen des Plangebietes Lehm, 
Löß und Mergel für die Herstellung von Ziegelsteinen abgebaut. Die Abbautiefe 
reichte etwa bis 13 m. Die Roßbergstraße blieb als Damm bestehen. Nach dem 
2. Weltkrieg wurde die Grube im heutigen Plangebiet mit Bauschutt, Erdaushub, 
Hausmüll und Gewerbemüll (insbesondere Winzerabfälle) verfüllt und etwa bis Ende 
der 50er Jahre rekultiviert. Im Bodenschutzkataster des Landes Rheinland-Pfalz 
wird die Fläche als Altablagerungsstätte Alte Erdkaute, Reg.-Nr. 339 07 043-201 
(Gemeindemüllplatz südlich der Roßbergstraße) geführt.  

Seit den 1960er Jahren wurden verschiedene Bodenuntersuchungen durchgeführt. 
Die Ausmaße der ursprünglichen Abbaugrube ergeben sich aus nachfolgender 
Planskizze (unmaßstäbliche Einfügung in die Begründung der Bebauungsplanände-
rung, Quelle: Schirmer Umwelttechnik, Geotechnische Erkundung im Grenzbereich 
Roßbergstraße / Flur 144/7 in Nierstein, Anlage 3 vom 30.08.2010, identisch mit 
Schirmer Umwelttechnik, Geotechnische Erkundung im Grenzbereich Daubhaus-
straße / Flur 144/7 in Nierstein, Anlage 2 vom 19.11.2010, beide aufgeführt im Gut-
achten der Schirmer Umwelttechnik vom 13.11.2015). 
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Ergänzend ein aktueller Lageplan mit der Zusammenfassung aller zwischen 1975 
und 2010 dokumentierten Sondierbohrungen und Schürfungen sowie Darstellung 
der UK Auffüllung = OK Ton (aus Gutachten der Schirmer Umwelttechnik vom 
13.11.2015, Plannummer 4.3) 
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1.4 STÄDTEBAULICHE SITUATION 

Das Potential an verfügbaren Bauplätzen in der Stadt NIERSTEIN ist weitgehend 
erschöpft. Somit ist eine Erhöhung der baulichen Dichte des Baugebietes AM FÄU-
LINGSBRUNNEN-SÜD aus städtebaulicher Sicht zu begrüßen, sofern sich das Vor-
haben in den städtebaulichen Kontext einfügt. 

1.5 STÄDTEBAULICHE ENTWICKLUNG 

Die 1. Änderung des Bebauungsplans AM FÄULINGSBRUNNEN-SÜD einschließ-
lich Grünordnungsplan schafft die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Er-
schließung von Wohnbauflächen für Mehrfamilienhäuser, welche für die Eigen- und 
Weiterentwicklung der Stadt NIERSTEIN dringend benötigt werden. Durch die vor-
gesehene Bebauung wird eine große innerörtliche Brachfläche einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung zugeführt und damit dem landesplanerischen Ziel ‚In-
nenentwicklung vor Außenentwicklung’ entsprochen. 

Der zu ändernde Bebauungsplan berücksichtigt die örtlichen Gegebenheiten, insbe-
sondere die Altlastenproblematik.  

Es ist vorgesehen, mit einer unterschiedlichen Fassadengliederung und Farbgebung 
der Gebäude ein differenziertes Stadtbild zu erzielen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Lageplan des Konzepts, ohne Maßstab  
(Quelle: mann+schneberger Architekten BDA) 

1.5.1 Städtebauliche Alternativen 

Da es sich um die Änderung eines bestehenden Bebauungsplans handelt, ergeben 
sich zu der vorliegenden Planung keine grundsätzlichen Alternativen. Die Umnut-
zung einer vorbelasteten Brachfläche im Innenbereich ist jedoch aus städtebaulicher 
Sicht grundsätzlich als besonders unterstützenswert zu bewerten. 

1.5.2 Geplante Flächennutzung 

Die ehemalige Brache im Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplans 
AM FÄULINGSBRUNNEN-SÜD wird – wie auch schon im ursprünglichen 
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Bebauungsplan vorgesehen – vollständig zugunsten einer Ausweisung als Wohnge-
biet aufgegeben. 

Zur Sicherstellung der beabsichtigten Wohnnutzung wird von den Ausschlussmög-
lichkeiten des § 1 (6) BauNVO Gebrauch gemacht. 

Aus dem Vorentwurf zum Bebauungsplan AM FÄULINGSBRUNNEN-SÜD ergibt 
sich folgende Flächenbilanz: 

FLÄCHENNUTZUNG FLÄCHE ANTEIL 

Allgemeines Wohngebiet 3.160 m² 42,7 % 

Nicht überbaubare Grundstücksfläche 1.859 m² 25,1 % 

Private Verkehrsflächen 2.380 m² 32,2 % 

GESAMTSUMME 7.399 m² 100,00% 

 

Ausgehend vom städtebaulichen Entwicklungskonzept ergeben sich im WA 6 Mehr-
familienhäuser mit insgesamt ca. 80 Wohneinheiten. Somit ist im Allgemeinen 
Wohngebiet bei durchschnittlich ca. 2,5 EW/WE ein Einwohnerpotenzial von etwa 
200 Einwohnern zu ermitteln. 

1.5.3 Geplante Bebauung 

Der Entwurf zum Bebauungsplan legt grundsätzlich die Verteilung von bebaubaren 
und nicht bebaubaren Flächen, die maximale Ausnutzung, die Geschosszahlen, die 
maximalen Gebäudehöhen, die Ordnung zwischen privaten und öffentlichen Flä-
chen, sowie die notwendigen landespflegerischen Maßnahmen für die Begrünung 
des Plangebietes fest.  

Mit den Festsetzungen zur Höhe der baulichen Anlagen in Verbindung mit den Bau-
grenzen und den Ausnutzungsziffern wird das Maß der baulichen Nutzung be-
stimmt. Dabei wird der örtlichen Situation Rechnung getragen sowie auf die umge-
bende Bebauung und die innerörtliche Lage Bezug genommen. 

Es ist eine dreigeschossige Bebauung mit Mehrfamilienhäusern in offener Bauweise 
vorgesehen.  

1.6 ERSCHLIESSUNG 

1.6.1 Verkehr 

Das Baugebiet wird durch eine neue private Erschließungsstraße erschlossen, die 
parallel zur Fäulingstraße verläuft, von der Daubhausstraße in das Gebiet hinein-
führt und vor einem Platz endet. Nach dem Platz führt ein Erschließungsweg weiter 
bis zur Roßbergstraße. Die Straße wird mit einer Breite von 5,50 m verkehrsberuhigt 
niveaugleich mit einem Fahrbahnversatz als Mischfunktionsfläche ausgebaut. Der 
nach Norden führende Erschließungsweg hat ebenfalls eine Breite von 5,50 m und 
kann auch von Müll- und Rettungsfahrzeugen genutzt werden. 

Für die Unterbringung des ruhenden Verkehrs wird im südöstlichen Bereich ein ca. 
25 x 34 Meter großes Parkhaus mit 7 Parkebenen in Split-Level-Bauweise und ins-
gesamt ca. 113 Stellplätzen errichtet. Das Parkhaus wird ohne Dach errichtet und 
schließt somit mit den beiden versetzten obersten Parkdecks ab. Weitere Stellplätze 
befinden sich entlang der Roßbergstraße und der Daubhausstraße sowie entlang 
der privaten Erschließungsstraße innerhalb der Grundstücksflächen.  
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1.6.2 Versorgung 

Das Baugebiet wird hoch- und niederspannungsseitig mittels Erdkabel mit elektri-
scher Energie versorgt. Zuständig hierfür ist das Elektrizitätswerk Rheinhessen 
(EWR) mit Sitz in Worms, das auch für die Gasversorgung verantwortlich zeichnet. 
Die Trinkwasserversorgung erfolgt über die WASSERVERSORGUNG RHEINHES-
SEN GmbH mit Sitz in Bodenheim. Für die Telefonleitungen ist die TELEKOM zu-
ständig. 

In den örtlichen Netzen aller Versorgungsträger stehen ausreichend Reserven für 
die Versorgung des Baugebietes zur Verfügung. 

Aus Gründen des Stadtbildes, des Vorteils der Trassenbündelung, der geringeren 
Hausanschlusskosten und der größeren Sicherheit für die Leitungsführung schreibt 
der Bebauungsplan die unterirdische Verlegung der Ver- und Entsorgungsleitungen 
zwingend vor. Innerhalb der öffentlichen Flächen werden hierfür ausreichend Tras-
senräume zur Verfügung gestellt. Weiterhin wird im Rahmen der Erschließungspla-
nung die Verlegung der Versorgungsleitungen rechtzeitig mit den zuständigen Ver-
sorgungsträgern abgestimmt. 

Geplante Baumpflanzungen halten die notwendigen Sicherheitsabstände zu den 
Leitungstrassen ein. Falls dies in Einzelfällen nicht möglich ist, werden mit den zu-
ständigen Versorgungsträgern einvernehmlich Schutzmaßnahmen abgestimmt. 

1.6.3 Entsorgung 

Da aufgrund der Bodenverhältnisse keine schadlose Versickerung des Nieder-
schlagswassers möglich ist, wird das Dachflächenwasser der Wohnanlagen und des 
Parkhauses sowie das Oberflächenwasser der Parkflächen und der Erschließungs-
straße in einen Stauraumkanal geleitet, welcher in Abstimmung mit dem ZAR ge-
plant wird. Von dort aus fließt es in den Mischwasserkanal in der Roßbergstraße. 
Ebenso wird hier separat das Schmutzwasser der Wohnanlagen eingeleitet. Der Be-
rechnung des Volumens wird ein 5-jähriges Regenereignis zu Grunde gelegt. 

Die Planung der Schmutz- und Oberflächenentwässerung wird der Fachplanungs-
ebene des Investors /Erschließungsträgers (Objekt- und Erschließungsplanung) 
übertragen. Die Einleitung sowie Behandlung von Schmutz- und Oberflächenwasser 
in die öffentliche Abwasserinfrastruktur setzt eine Einleitgenehmigung des ZAR vo-
raus. Für deren Beantragung ist ein Entwässerungskonzept nach den anerkannten 
Regeln der Technik im Einvernehmen mit dem ZAR und der SGD vorzuweisen. Des 
Weiteren ist zu prüfen, ob zusätzlich wasserrechtliche Genehmigungen bei der 
Kreisverwaltung / SGD zu beantragen sind. 

Abfall wird von Müllsammelfahrzeugen abgeholt, die berechtigt sind, den Platz so-
wie den Erschließungsweg zu befahren. 

1.6.4 Immissionsschutz 

Zur Beurteilung der Lärmimmissionen wurde im Zuge der Aufstellung des Bebau-
ungsplans AM FÄULINGSBRUNNEN-SÜD – 1. ÄNDERUNG ein Gutachten in Auf-
trag gegeben, das prüfen sollte, ob die von der Pestalozzistraße, vom Parkplatz, 
vom Busbahnhof sowie vom geplanten Parkhaus ausgehenden Geräusche die 
schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 einhalten. Ebenso werden die 
Schalleinwirkungen des geplanten Anwohnerparkhauses mit den Immissionsricht-
werten der TA Lärm beurteilt. 

Das Gutachten hat ergeben, dass lediglich durch die Pestalozzistraße die Orientie-
rungswerte der DIN 18005 tags um bis zu 11 Db(A) und nachts um bis zu 19 Db(A) 
überschritten. Die Lärmpegelbereiche (Lpb) nach DIN 4109 sind in der 
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Planzeichnung eingetragen. In diesen Bereichen sind entsprechende Schallschutz-
maßnahmen in Form von schalldämmenden Außenbauteilen erforderlich. Die ge-
nauen Maßnahmen sind im Rahmen des Bauantrags vorzuweisen. Das Gutachten 
wird dem Bebauungsplan als Anlage beigefügt. 

1.6.5 Bodenschutz 

Das Plangebiet wird im Bodenschutzkataster des Landes Rheinland-Pfalz als Altab-
lagerungsstätte Alte Erdkaute, Reg.-Nr. 339 07 043-201 (Gemeindemüllplatz südlich 
der Roßbergstraße) geführt. Vor dem Hintergrund der geplanten Nutzungskonzep-
tion wurden die Ergebnisse der Altuntersuchungen aus den Jahren 1993 – 2010 und 
den ergänzenden umwelttechnischen Untersuchungen im Jahr 2015 zusammenge-
stellt und ein Sanierungsplan aufgestellt. 

Die für den Bebauungsplan relevanten Ergebnisse des Sanierungsplanes wurden 
im Kapitel UMWELT des ursprünglichen Bebauungsplans beschrieben und - sofern 
planungsrelevant - als Hinweise in dessen 1. Änderung übernommen. 

Weiter wurden im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans AM FÄULINGSBRUN-
NEN-SÜD bei einem Behördengespräch am 28.01.2016 unter Anwesenheit der 
Stadt Nierstein, Kreisverwaltung, VG Rhein-Selz, SGD Süd, des Grundstückseigen-
tümers, der Fa. Schirmer Umwelttechnik sowie des Planungsbüros Hendel + Part-
ner die Untersuchungsergebnisse aus dem Sanierungsplan erörtert. Als Ergebnis 
wurde festgelegt, dass ergänzend zum Bebauungsplan Sanierungsverträge zwi-
schen der SGD Süd und der Stadt Nierstein bzw. der VG Rhein-Selz und dem der-
zeitigen Grundstückseigentümer geschlossen werden, die die jeweils erforderlichen 
Maßnahmen zur Gefahrenabwehr / Sicherung regeln. Der entsprechende Hinweis 
ist auch Bestandteil der 1. Änderung des Bebauungsplanes und ergänzt auch hier 
die Textlichen Festsetzungen.  

1.7 ARTENSCHUTZ 

Im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplanes wurde ein Nachtrag zum Arten-
schutzgutachten aus dem Jahr 2015 erstellt, welches das ursprüngliche Gutachten 
ergänzt und aktualisiert. Hierbei wurden keine streng geschützten Arten im Gebiet 
nachgewiesen, sondern allein ubiquitäre Arten der dörflichen Gebiete und Ortsrän-
der. Für diese wird jedoch angenommen, dass Brutstätten innerhalb des Planungs-
gebietes vorhanden sein können, weshalb sichergestellt werden muss, dass wäh-
rend der Baufeldfreimachung oder zu Baubeginn keine brütenden Exemplare beein-
trächtigt werden. Darüber hinaus sind weitere Arten und Gruppen, welche nur 
schwer erfasst werden können, im Gebiet zu vermuten, welche zu beachten sind. 
Hinweise hierzu sind in den Textlichen Festsetzungen unter C Hinweise, 17. Arten-
schutz aufgeführt. 

1.8 UMWELT 

Da der Bebauungsplan gem. § 13 a BauGB im beschleunigten Verfahren aufgestellt 
wird, ist die Erstellung eines Umweltberichtes nicht erforderlich (§ 13a (3) Nr. 1 
BauGB). Allerdings sind weiterhin die Umweltbelange gem. § 1 (6) Nr. 7 und (7) so-
wie § 1a BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen. 

 
 
Wiesbaden, den 15.11.2023 
Planungsbüro HENDEL+PARTNER  
(BT-1859-SB_15.11.23)  
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2. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN § 9 BauGB 

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG   § 9 (1) Nr. 1 BauGB 

ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA) § 4 BauNVO 

- Die gemäß § 4 (3) Nr. 4 + 5 BauNVO im ALLGEMEINEN WOHNGEBIET (WA) 
ausnahmsweise zulässigen Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind nach § 1 (6) 
BauNVO ausgeschlossen. 

2. MAẞ DER BAULICHEN NUTZUNG/ZULÄSSIGE HÖHE DER BAUKÖR-
PER   § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V. mit §§ 16 + 18 BauNVO 

- Die in der Planzeichnung als Maximalwerte festgesetzten Trauf- und Firsthöhen 
beziehen sich auf die Fußbodenoberkante Fertigfußboden Erdgeschoss (FOK 
EG). Diese Festsetzung gilt auch für Pultdächer, deren höchste Kante als First 
gilt. 

- Die festgesetzte Traufhöhe darf auf einer Länge von 1/2 der Trauflänge einer Ge-
bäudeseite durch untergeordnete Gebäudeteile wie Türme oder Zwerchhäuser 
um 2,50 m überschritten werden. 

- Die Firsthöhe von Zwerchhäusern muss mindestens 1,00 m unter der Firsthöhe 
des Hauptdaches liegen. 

3. HÖHENLAGE BAULICHER ANLAGEN   § 9 (2) BauGB 

- Bezugspunkt für die Höhenfestsetzung der FOK EG ist die Höhe der Straßen-
oberkante (OK) der dem Baugrundstück erschließungstechnisch zugeordneten 
Verkehrsfläche bzw. bei der nördlich gelegenen Bebauung der erschließungs-
technisch zugeordnete Erschließungsweg, gemessen an der Grundstücksgrenze 
in der auf die Gesamtlänge (einschl. vor- und rückspringende Bauteile) bezoge-
nen Mittelachse des jeweiligen Gebäudes.  

- Die zulässige Höhe der Oberkante Fertigfußboden Erdgeschoss (FOK EG) über 
dem Bezugspunkt ist mit maximal 0,50 m über dem Bezugspunkt festgesetzt. 

- Als Traufhöhe gilt der Abstand zwischen FOK EG und dem Schnittpunkt der Au-
ßenwand des Gebäudes mit der Dachhaut. 

- Bezugspunkt für die Höhenlage von Garagen, Carports und Nebengebäude i. S. 
des § 2 (6) LBauO) ist die Oberkante (OK) der Straße, von der aus die Zufahrt 
zum Baugrundstück erfolgt. 

4. ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE 
  § 9 (1) Nr. 2 BauGB i.V. mit §§ 14, 16, 19 + 23 BauNVO 

- Ein Überschreiten der Baugrenzen mit Gebäudeteilen wie Treppenhausvor-
sprünge, Erker, Balkone, angebaute Garagen etc. ist zulässig, wenn diese Bauteile 
gegenüber dem Hauptbaukörper um max. 2,50 m vorspringen oder auskragen und 
in ihrer Breite max. 1/2 - der Länge des Hauptbaukörpers betragen. 
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- Bauliche Anlagen sind gemäß § 16 (5) BauNVO bis zu einer Tiefe von 2,0 m un-
ter der vorhandenen Geländeoberfläche nur unter fachtechnischer Betreuung zu-
lässig. 

Bauliche Anlagen > 2,0 m Tiefe unter der vorhandenen Geländeoberfläche sind 
nur unter Betreuung in Absprache mit der SGD Süd zugelassen. 

5. FÜHRUNG VON VERSORGUNGSLEITUNGEN   § 9 (1) Nr. 13 BauGB 

- Alle Ver- und Entsorgungsleitungen sind unterirdisch zu führen. 

6. FLÄCHEN + MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENT-
WICKLUNG VON BODEN, NATUR + LANDSCHAFT  § 9 (1) Nr. 20 BauGB 

- Bei allen Baumaßnahmen ist der Oberboden nach DIN 18.915 zu sichern und im 
Baugebiet zur Herstellung von Vegetationsflächen wieder aufzutragen. 

- Befestigte Flächen sind wasserundurchlässig bzw. zumindest geringdurchlässig 
auszuführen und an die Kanalisation anzuschließen, da wegen der Altablagerung 
eine Grundwasserneubildung unerwünscht ist. 

- Die Räumung des Baufeldes ist aus Artenschutzgründen nur außerhalb der Win-
terruhe zwischen Mitte April und September zulässig. 

- Das Niederschlagswasser darf nicht versickert werden. 

7. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIR-
KUNGEN   §9 (1) Nr. 24 BauGB 

- Im Rahmen des Bauantrags sind Maßnahmen zum Schallschutz entsprechend 
der Einhaltung der Orientierungswerte nach DIN 18005 im Allgemeinen Wohn-
gebiet vorzuweisen. 

8. ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN + SONSTIGEN BEPFLAN-
ZUNGEN   § 9 (1) Nr. 25 a BauGB 

- Die festgesetzten Anpflanzungen sind spätestens 1 Jahr nach Fertigstellung der 
baulichen Anlagen herzustellen, durch fachgerechte Pflege standortgerecht zu 
entwickeln und dauerhaft zu erhalten. 

- Die im Plan festgesetzten Flächen für Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen sind mit mindestens 30 % Stauden- und Gehölzan-
teil zu entwickeln und durch fachgerechte Pflege dauerhaft zu erhalten. 

- Für anzupflanzende Bäume und Sträucher sind heimische, standortgerechte 
Laubarten zu verwenden. Auf den Baugrundstücken und im Bereich der Ver-
kehrsflächen sind auch deren Zuchtformen zulässig. Geeignete Gehölzarten sind 
im Abschnitt C. HINWEISE / EMPFEHLUNGEN, unter Ziffer 14 EMPFEHLUNG 
VON GEHÖLZARTEN, beispielhaft aufgeführt. 

- Für die festgesetzten Gehölzpflanzungen gelten folgende Mindestqualitäten: 

 LAUBBÄUME Hochstamm, 3 x verpflanzt, StU 16 - 18 cm,  
  in flächigen Pflanzungen auch 
  Heister, 3 x verpflanzt, Höhe 250 - 300 cm 
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 OBSTBÄUME Hochstamm, Stammhöhe 160 - 180 cm, StU 9 cm 
(Obstbäume sollten jedoch im Planteil A nicht angepflanzt werden.) 

 STRÄUCHER 2 x verpflanzt, ohne Ballen, Höhe: 60 – 100 cm 

- In den WA-Gebieten ist je angefangene 350 m² Grundstücksgröße mindestens 
ein mittelkroniger Laubbaum zu pflanzen, alternativ zulässig sind auch jeweils 
zwei kleinkronige Bäume. 

- Auf den Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung sind mindestens vier 
mittelkronige Laubbäume zu pflanzen. Alternativ zulässig sind auch jeweils zwei 
kleinkronige Laubbäume anstatt einem mittelkronigen. 

- Die Baugrundstücke sind in den WA-Gebieten auf mindestens 55 % der nicht be-
baubaren Grundstücksfläche zu begrünen bzw. zu bepflanzen. 

 

B.  BAUORDNUNGSRECHTLICHE VORSCHRIFTEN 
§ 9 (4) BauGB i. V. mit § 88 LBauO 

1. Bebauung   § 88 (1) Nr. 1 LBauO 

1.1 Dächer   (§ 88 (1) Nr. 1 LBauO) 

- Im ALLGEMEINEN WOHNGEBIET sind Sattel- und Walmdächer mit einer durch-
gehenden Dachneigung von 20° - 45° zulässig. 

- Für die Dacheindeckung dürfen nur die Farben rot, rotbraun, dunkelbraun oder 
anthrazit, alternativ das Material Naturschiefer verwendet werden, jedoch keine 
glänzenden, glasierten und/oder reflektierenden Materialien. Ausgenommen sind 
Dachbegrünungen, Voltaikanlagen und Solarkollektoren.  

- Dachgauben können komplett mit Zink- oder Kupferblech verkleidet werden. 

- Dachflächenfenster und Gauben müssen einen Mindestabstand zum Ortgang 
von 1,00 m, Zwerchgiebel oder Zwerchhäuser von 2,00 m einhalten.  

- Dachgauben sind nur als Einzelgauben mit einer Breite bis max. 2,50 m zu-läs-
sig. Sie dürfen die Firstlinie nicht unterbrechen und müssen zur Traufe einen Ab-
stand von mind. 0,50 m einhalten. Der Abstand zwischen den einzelnen Gauben 
muss mindestens 1,00 m betragen. 

- Die Summe der Breite von Dachflächenfenstern und Gauben darf 1/2 der Trauf-
länge der dazugehörigen Dachflächen nicht überschreiten. 

- Zwerchgiebel oder Zwerchhäuser sind nur als Einzelform zulässig. Die Breite darf 
50 % der Gebäudelänge von Einzelhäusern oder Doppelhaushälften nicht über-
steigen. Die Firsthöhe der Zwerchhäuser muss den First des Hauptgebäudes um 
mindestens 0,50 m unterschreiten.  

- Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind zulässig.  

1.2 Fassaden   (§ 88 (1) Nr. 1 LBauO) 

- Für die Gestaltung der Fassaden sind nur glatter oder fein strukturierter Putz, 
Sichtmauerwerk, unpolierter Naturstein, Holzverkleidungen und konstruktives 
Fachwerk zulässig. 

- Bei der farblichen Gestaltung von Fassaden sind nur abgetönte Farben zu ver-
wenden, kein reines Weiß oder Volltonfarben. 
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- Die farblich abgesetzten Sockel der Gebäude sind mit Putz, Sichtbeton, Sicht-
mauerwerk, ungeschliffenem Kunst- oder Naturstein herzustellen.  

- Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus Sichtbeton, Kunststoff, glänzenden / 
reflektierenden Materialien und Keramikplatten. 

- Die Fassaden des Parkhauses sind zu begrünen. 

- Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind zulässig.  

2. FREIFLÄCHEN   (§ 88 (1) Nr. 3 + 7 LBauO) 

- Die nicht überbauten Grundstücksteile sind, soweit sie nicht als Betriebshof, Zu-
fahrt oder Stellplatzflächen befestigt werden, gärtnerisch anzulegen, zu erhalten 
und mit lebenden Hecken oder Anpflanzungen gemäß D. HINWEISE, Ziffer 14 
einzufrieden, wobei der Flächenanteil mit immergrünen Gehölzen mit Ausnahme 
geschnittener Hecken 25 % nicht überschreiten darf. 

- Standplätze für Abfallbehälter in den Vorgärten sind baugestalterisch zu integrie-
ren oder so abzupflanzen, dass sie vom Straßenraum aus nicht einsehbar sind. 

3. EINFRIEDUNGEN + GELÄNDESTÜTZMASSNAHMEN  
§ 88 (1) Nr. 3 + 7 LBauO) 

- Als Einfriedungen zu privaten Verkehrsflächen sind maximal 1,50 m hohe Holz-
zäune, abgepflanzte Draht- oder Stahlmattenzäune und lebende Hecken auch in 
Kombination mit bis zu 50 cm hohen Sockelmauern zu verwenden. 

4. ANTENNEN + SATELLITENEMPFÄNGER   (§88 (1) Nr. 6 + 1 LBauO) 

- Bei jedem Gebäude ist höchstens eine Außenantenne und / oder ein Satelliten-
empfänger als Sammelantenne anzubringen. 

5. ZAHL DER STELLPLÄTZE   (§ 88 (1) NR. 8 LBauO) 

- Je Wohneinheit sind 2 Stellplätze nachzuweisen. 

 

C.  HINWEISE / EMPFEHLUNGEN 

1. DENKMALSCHUTZ 

- Vor- und frühgeschichtliche Funde müssen gemäß § 17 DSchG unverzüglich ge-
meldet werden. Fundmeldungen sind - am besten telefonisch - an die Generaldi-
rektion ’Kulturelles Erbe – Direktion Archäologie’ in Mainz in Mainz, Abteilung Ar-
chäologische Denkmalpflege, zu richten oder an die Kreis-, Verbands- oder Ge-
meindeverwaltung weiterzuleiten. 

- Funde und Fundstellen sind nach § 20 (3) DSchG in unverändertem Zustand zu 
erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen. 
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2. ENERGIEVERSORGUNG / MEDIEN 

- Das Baugebiet wird hoch- und niederspannungsseitig über Erdkabel mit elektri-
scher Energie und Medien versorgt sowie an das Gasversorgungsnetz ange-
schlossen. 

- Einflüsse von Altlasten, schädliche Bodenveränderungen oder Grundwasserver-
unreinigungen können zu einer eingeschränkten Nutzung von Erdwärme bzw. 
zum Versagen der Zulassung führen. 

3. STRASSENBELEUCHTUNG 

- Als Leuchtmittel für die Straßenbeleuchtung sind LED-Leuchten (Light Emitting 
Diode) zu verwenden, da sie geringere Energiekosten verursachen. 

4. SCHUTZ DER VER- / ENTSORGUNGSLEITUNGEN 

- Bei Erdarbeiten und Pflanzmaßnahmen sind die Vorschriften der Versorgungsträ-
ger zum Schutz von Ver-/Entsorgungsleitungen zu beachten. Insbesondere sind 
Pflanzungen so vorzunehmen, dass keine Gefährdung der Ver- und Entsor-
gungsleitungen erfolgt. Bei Anpflanzungen sind auch die Vorgaben des Arbeits-
blattes DVGW GW 125, sowie DWA-M 162 zu beachten. 

5. WASSERVERSORGUNG 

- Bei der Erschließungsplanung sind die Technische Mitteilung Merkblatt vom Juli 
1978 (Wasserversorgung Rohrnetz/Löschwasser) des DVGW-Regelwerks, die 
Technische Mitteilung Merkblatt W 331 vom November 2006 (Auswahl, Einbau 
und Betrieb von Hydranten) des DVGW-Regelwerks, der Technischen Regeln 
der Arbeitsblätter W 400-1 vom Oktober 2004 (Wasserleitungsanlagen-TRWV-
Teil 1: Planung), W 405 vom Februar 2008 (Bereitstellung von Löschwasser 
durch die öffentliche Trinkwasserversorgung) des DVGW-Regelwerkes sowie § 7 
LBauO Rheinland-Pfalz zu beachten. 

- Zu beachten ist Arbeitsblatt DVGW GW 125 (Baumpflanzungen im Bereich von 
unterirdischen Versorgungsanlagen). 

- Die Grundwassernutzung wird aufgrund der vorliegenden Bodenbelastungen 
ausgeschlossen. 

- In Straßen, welche nicht öffentlich gewidmet werden und in denen die Verlegung 
von Trinkwasserleitungen der wvr stattfindet, ist im Vorfeld eine beschränkt per-
sönliche Dienstbarkeit zu Gunsten der wvr im Grundbuch einzutragen. 

6. ENTWÄSSERUNG 

- Die Einleitung sowie Behandlung von Schmutz- und Oberflächenwasser in die 
öffentliche Abwasserinfrastruktur setzt eine Einleitgenehmigung des ZAR voraus. 
Für deren Beantragung ist ein Entwässerungskonzept nach den anerkannten Re-
geln der Technik im Einvernehmen mit dem ZAR und der SGD vorzuweisen. Des 
Weiteren ist zu prüfen, ob zusätzlich wasserrechtliche Genehmigungen bei der 
Kreisverwaltung / SGD zu beantragen sind. 

- Die Abstände von Baumpflanzungen zu Abwasseranlagen sind gemäß DWA-M 
162 einzuhalten. 



STADT NIERSTEIN  Seite 19 
Bebauungsplan AM FÄULINGSBRUNNEN-SÜD – 1. Änderung 

Planungsbüro Hendel + Partner | Friedrich-Bergius-Straße 9 65203 Wiesbaden | 0611.300 123 | post@hendelundpartner.de 

7. BAUZEITLICHE GRUNDWASSERHALTUNG/HOHE GRUNDWASSER
  STÄNDE 

- Sofern während der Bauphase hohe Grundwasserstände auftreten bzw. durch 
starke Niederschläge ein Aufstau auf den grundwasserstauenden Schichten her-
vorgerufen wird, kann eine Grundwasserhaltung erforderlich werden. Hierfür ist 
eine wasserrechtliche Erlaubnis bei der zuständigen Unteren Wasserbehörde 
einzuholen. 

8. ZISTERNEN/BRAUCHWASSERNUTZUNG 

- Es dürfen keine Verbindungen zum Trinkwassernetz hergestellt werden. 

- Sämtliche Leitungen im Gebäude sind mit der Aufschrift/Hinweisschild „Kein 
Trinkwasser“ zu kennzeichnen. 

- Bei der Installation sind die Technischen Regeln, hier insbesondere die DIN 1988 
sowie die DIN 1986 und die DIN 2001 zu beachten. 

- Der Träger der Wasserversorgung (hier: Wasserversorgung Rheinhessen) sollte 
über solche Planungen informiert werden. 

- Des Weiteren ist gemäß Trinkwasserverordnung vom 01.01.2003 eine Anzeige-
pflicht für Regenwassernutzungsanlagen in Haushalten gegenüber der zuständi-
gen Behörde (Gesundheitsamt) gegeben. 

9. STARKNIEDERSCHLÄGE 

- Für die Region des Rheinhessischen Tafel- und Hügellandes wird für die Bemes-
sung der Ortskanalisation als Maximalwert ein 2-jähriges Starkregenereignis an-
gesetzt.  

- Aufgrund dieser Annahme ist damit zu rechnen, dass das hierbei anfallende Nie-
derschlagswasser von den öffentlichen Straßenflächen zeitweise nicht vollständig 
ablaufen kann und über die Straßenbegrenzung hinaus auf die privaten Grund-
stücke zurück staut. Dies ist bei der Gestaltung der Gebäude und der Außenanla-
gen zu berücksichtigen. 

10. BAUGRUNDUNTERSUCHUNG  

- Bei Bauwerksgründungen sind die Anforderungen an den Baugrund nach DIN 
1054, DIN 4020 und DIN 4124 zu beachten. 

- Bei Eingriffen in den Baugrund sind die grundsätzlich die einschlägigen Regel-
werke (u.a. DIN 1054, DIN 4020, DIN 4124, DIN EN1997-1) zu beachten. 

- Gebäudegründungen / Fundamentierungen sollten als Flachgründung mit Boden-
polsteraufbau / Bodenaustausch durchgeführt werden. Spezifische fachtechni-
sche Gutachten / Baugrundgutachten sind aufgrund der Auffüllungscharakteristik 
und je nach Ausführung der Objektplanung einzuholen. 

- Das potenzielle Setzungsverhalten ist bei der Art und Weise der Bauausführung 
und Gründungen zu berücksichtigen. Auf eine setzungsunempfindliche Bauweise 
ist zu achten. 
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11. ERDAUSHUB  

- Aushubmaßnahmen sowohl im Abdeckungshorizont als auch im Bereich der Alt-
ablagerungen sind grundsätzlich fachtechnisch zu betreuen und auf potenzielle 
Schadstoffbelastungen kritisch zu überprüfen. 

- Der bei der Durchführung des Bauvorhabens anfallende unbelastete Erdaushub 
soll so weit als möglich wieder auf dem Baugrundstück eingebaut werden. Hier-
bei sind generell sind die technischen Regeln der LAGA zu beachten. 

- Belasteter Erdaushub ist gemäß dem Kreislaufwirtschaftsgesetz in der gültigen 
Fassung ordnungsgemäß zu entsorgen. Bei der Verwertung sind die technischen 
Regeln der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) „Anforderungen an die 
stoffliche Verwertung von mineralischen Reststoffen / Abfällen“ LAGA M 20 in der 
gültigen Fassung zu beachten. 

12. OBERBODEN  

- Der bei den Bauarbeiten anfallende unbelastete Oberboden ist gemäß § 202 
BauGB auf dem jeweiligen Grundstück zur Herstellung von Vegetationsflächen 
aufzutragen und hierbei die Vorgaben der DIN 18.915 zu beachten. 

13. AUSHUBSCHUTZKONZEPT ZU FLÄCHEN, DEREN BÖDEN ERHEBLICH 
MIT UMWELTGEFÄHRDENDEN STOFFEN BELASTET SIND 

- Der vorliegende Sanierungsplan spricht nachfolgende Empfehlungen aus: 

 Verbot von Eingriffen in den Altablagerungsbereich (> 2,0 m unter GOK) bzw. 
nur unter fachtechnischer Betreuung in Absprache mit der SGD Süd. Damit 
auch Verzicht auf Unterkellerung / unterirdische Bauweisen und Baukörper 
(Tanks, Speicher etc.). 

 Bei Eingriffen in die Abdeckungen (0 – 2 m) ist die fachtechnische Betreuung 
(organoleptische Befunde, Analytik etc.) zwingend notwendig. Jedwede zu-
künftigen Eingriffe in den Untergrund sind sowohl der SGD Süd als auch der 
VG Rhein-Selz anzuzeigen. 

 Keine Infiltration von anfallendem Oberflächenwasser (Kanalanschluss-
zwang). 

 Reduzierung von Eingriffen in die Abdeckungsschicht bzw. Ablagerungs-
schichten auf das Notwendigste. 

 Im Bereich von Kinderspielbereichen Austausch bzw. Aufbringen einer mind. 
1 m mächtigen unbelasteten Bodenschicht (LAGA Z0) über einer Grabsperre. 

 Verwendung von flachwurzelnden Bäumen und Pflanzen. 

 Verbot der Nutzung von unterirdischem Schicht- und Grundwasser. 

- Zwischen der Fritz Eitel GmbH & Co. KG (Eigentümer der Fläche innerhalb des 
Geltungsbereichs), der VG Rhein-Selz und der SGD Süd besteht ein öffentlich-
rechtlicher Sanierungsvertrag und regelt die notwendigen bodenschutzrechtli-
chen Maßnahmen zur Gefahrenabwehr / Sicherung im Bereich des geplanten 
Wohngebietes einschließlich Erschließungsstraße. 

- Auf den Einsatz regenerativer Energien in Form von Erdwärmesonden (Geother-
mie) sollte ebenfalls aufgrund der anstehenden Bodenbelastung verzichtet wer-
den. 
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14. VORBEUGENDE RADONSCHUTZMASSNAHMEN 

- Es werden zusätzlich Radonschutzmaßnahmen gemäß Radonvorsorgegebiets-
klasse II empfohlen: 

 Radondichte, komplett geschlossene Hülle im erdberührten Perimeterbereich 
des Gebäudes. 

 Hinterfüllung vor erdberührten Außenwänden mit nicht-bindigen Materialien 
als kapillarbrechende Schicht (Noppenfolie mit Vlieskaschierung ist ausrei-
chend). 

 Kapillarbrechende Schicht unterhalb der Bodenplatte. 

 Errichtung von Durchführungen (Entlüftungsdurchbrüche DN 100 ca. alle 
2,0 m) innerhalb der kapillarbrechenden Schicht an Streifenfundamenten, 
Frostschürzen etc. zum Anschluss an die Oberfläche. 

- Im Bedarfsfall kann ein Radongutachter gemeinsam mit dem Architekten Radon-
präventivmassnahmen objektorientiert projektieren und deren Ausführung über-
wachen. 

15. FREIANLAGEN 

- Zusammen mit dem Bauantrag ist für jede Baumaßnahme auch ein FREIFLÄ-
CHENGESTALTUNGSPLAN einzureichen, aus dem die Einhaltung der Festset-
zungen des Bebauungsplanes zu den Freianlagen prüffähig erkennbar ist. 

- Nutzung und Pflege der begrünten Flächen soll naturnah erfolgen. Der Einsatz 
von chemischen Mitteln soll vermieden werden. 

- Bei der Bepflanzung der begrünten Flächen soll ein möglichst hoher Anteil an 
heimischen, standortgerechten Arten verwendet werden. Insbesondere der Anteil 
an Nadelgehölzen soll geringgehalten werden. 

16. EMPFEHLUNG VON GEHÖLZARTEN 

- Es sollten keine Obstbäume gesetzt werden. Vor dem Hintergrund potenzieller 
lokaler Belastungen ist eine orale Aufnahme von Schadstoffen nicht wünschens-
wert. 

- Die mit (T) = Tiefwurzler gekennzeichneten Pflanzen sollten nicht gepflanzt wer-
den. 

- Die mit *) gekennzeichnete Gehölze eignen sich auch für geschnittene Hecken. 

- MITTELKRONIGE BÄUME 

 Acer campestre *    - Feldahorn 

 Carpinus betulus * (T)   - Hainbuche 

 Malus sylvestris    - Holzapfel 

 Prunus avium     - Vogelkirsche 

 Pyrus pyraster (T)    - Wildbirne 

 Sorbus domestica (T)    - Speierling 

 Sorbus torminalis (T)    - Elsbeere 
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- SCHMALKRONIGE LAUBBÄUME  

 Crataegus laevigata * (T)   - Zweigriffliger Weißdorn 

 Morus alba     - Weiße Maulbeere 

 Morus nigra     - Schwarze Maulbeere 

 Prunus domestica (T)    - Zwetschge 

 Pyrus communis 'Beech Hill' (T)  - Birne 

 Sorbus aucuparia 'Fastigiata' (T)  - Säulen-Eberesche 

- STRÄUCHER 

 Buxus sempervirens * (T)   - Buchsbaum 

 Cornus mas      - Kornelkirsche 

 Cornus sanguinea *    - Roter Hartriegel 

 Corylus avellana     - Haselnuß 

 Euonymus europaeus    - Europäisches Pfaffenhütchen 

 Ligustrum vulgare *    - Gemeiner Liguster 

 Ligustrum vulg. 'Atrovirens'*   - Immergrüner Liguster 

 Lonicera xylosteum     - Gewöhnliche Heckenkirsche 

 Mespilus germanica (T)   - Echte Mispel 

 Prunus mahaleb (T)    - Weichselkirsche 

 Rosa canina (T)    - Heckenrose 

 Sambucus nigra    - Schwarzer Holunder 

 Taxus baccata *    - Eibe 

 Viburnum lantana     - Wolliger Schneeball 

- KLETTERPFLANZEN 

 Clematis montana Rubens   -Anemonenwaldrebe 

 Hedera helix      - Gemeiner Efeu 

 Hedera hibernica    - Irländischer Efeu 

 Kletterrosen      - in Sorten 

 Lonicera caprifolium    - Jelängerjelieber 

 Parthenocissus in Sorten   - Wilder Wein, Jungfernrebe 

 Polygonum aubertii    - Vogelknöterich 

 Wisteria sinensis    - Blauregen 

17. ARTENSCHUTZ 

- Der gesetzliche Rodungszeitraum gem. § 39 (5) Nr. 2 BNatSchG ist zwingend 
einzuhalten. 

- Aus Gründen des Artenschutzes wird eine ökologische Baubegleitung empfoh-
len. 

- Es ist sicherzustellen, dass bei der Baufeldfreimachung oder zu Baubeginn keine 
brütenden Exemplare beeinträchtigt werden. 

- Es wird empfohlen, auf den Baugrundstücken Nisthilfen für Vögel sowie Unter-
schlupfmöglichkeiten für Fledermäuse, Insekten und Reptilien bereit zu stellen. 
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D.  RECHTSGRUNDLAGEN 
 

 Der Bebauungsplan wird aufgrund der nachfolgenden gesetzlichen Bestimmungen auf-
gestellt: 

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16.07.2021 
28.07.2023. (BGBl. I S. 2939) (BGBl. 2023 I Nr. 221). 

- Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) i.d.F. vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19.12.2008 (BGBl. I. S. 2794). 

- Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - 
BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 3 des Gesetzes vom 25.02.2021 8.12.2022 (BGBl. I 
S. 306) (BGBl. I S. 2240). 

- Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von 
Altlasten (BBodSchG) vom 17.03.1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 25.02.2021 (BGBl. I S. 306). 

- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 18.03.2021 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 22.03.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88). 

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - 
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14.06.2021 03.07.2023 (BGBl. I 
S. 1802) (BGBl. 2023 I Nr. 176). 

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planin-
halts (Planzeichenverordnung - PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802). 

- Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigun-
gen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundesimmissionsschutz-
gesetz - BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 1 Artikel 11 Absatz 3 
des Gesetzes vom 09.12.2020 26.07.2023 (BGBl. I S. 2873) (BGBl. 2023 I Nr. 202). 

- Verordnung über die Grundsätze für die Ermittlung der Verkehrswerte von Grundstü-
cken (Immobilienwertermittlungsverordnung – ImmoWertV) i.d.F. vom 19.05.2010 
14.07.2021 (BGBl. I S. 639) (BGBl. I S. 2805). 

- Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 03.02.2021 07.12.2022 (GVBl. S. 66) 
(GVBl. S. 403). 

- Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft Rheinland-
Pfalz (Landesnaturschutzgesetz – LNatSchG) in der Fassung vom 06.10.2015 (GVBl. 
2015, 283), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 26.06.2020 (GVBI. S. 
287). 

- Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) i.d.F. vom 31.01.1994 
(GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17.12.2020 
24.05.2023 (GVBI. S. 728) (GVBl. S. 133). 

- Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 23.03.1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert 
durch § 32 Artikel 4 des Gesetzes vom 17.12.2020 28.09.2021 (GVBl. S. 719) (GVBl. 
S. 543). 
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- Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Landeswassergesetz - LWG) i.d.F. vom 
14.07.2015 (GVBl. S. 127), zuletzt geändert durch Artikel 7 2 des Gesetzes vom 
26.06.2020 08.04.2022 (GVBI. S. 287) (GVBl. S. 118). 

- Landesstraßengesetz für Rheinland-Pfalz (LStrG) i.d.F. vom 01.08.1977 
(GVBl. S. 273), zuletzt geändert durch Artikel 11 § 84 des Gesetzes vom 26.06.2020 
07.12.2022 (GVBl. S. 287) (GVBl. S. 413). 

- Landesnachbarrechtsgesetz für Rheinland-Pfalz (LNRG) vom 15.06.1970 
(GVBl. S. 198), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21.07.2003 (GVBl. 
S. 209). 


